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Asylgesetz 
 
(AsylG) 

Änderung vom ... 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom...1, 
beschliesst: 

I 

Das Asylgesetz vom 26. Juni 19982 wird wie folgt geändert: 

Art. 17 Abs. 4  
4 Der Bund sorgt für den Zugang zur Verfahrens- und Chancenberatung.  

Art. 22 Abs. 6 
6 Das Bundesamt kann die asylsuchende Person anschliessend einem Kanton zuwei-
sen. In den übrigen Fällen richtet sich das weitere Verfahren am Flughafen nach den 
Artikeln 23, 29, 36 und 37. 

Art. 23 Abs. 1  
1 Bewilligt das Bundesamt die Einreise in die Schweiz nicht, so kann es auf das 
Asylgesuch nicht eintreten oder dieses ablehnen.  

Art. 27 Abs. 4 Einleitungssatz und Buchstabe c 
4 Den Kantonen nicht zugewiesen werden Personen, auf deren Asylgesuch in einem 
Empfangs- und Verfahrenszentrum nicht eingetreten worden ist oder das dort abge-
lehnt wurde. Davon ausgenommen sind namentlich Personen: 
c. bei denen der Vollzug der Wegweisung ab Empfangs- und Verfahrenszentrum 
nicht absehbar ist. 

Art. 29 Abs. 3 
3 Über die Anhörung wird ein Protokoll geführt. Dieses wird von den Beteiligten 
unterzeichnet. 
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Art. 29a (neu) Zusammenarbeit bei der Ermittlung des Sachverhalts 
 Der Bundesrat kann mit Drittstaaten und internationalen Organisationen Vereinba-
rungen über die Zusammenarbeit bei der Ermittlung des Sachverhalts abschliessen. 
Er kann insbesondere Vereinbarungen über den gegenseitigen Informationsaus-
tausch zur Abklärung der Fluchtgründe einer asylsuchenden Person im Heimat- oder 
Herkunftsstaat, ihres Reiseweges und ihres Aufenthalts in einem Drittstaat ab-
schliessen. 

Art. 30  
Aufgehoben 

Art. 31  Entscheidvorbereitung durch die Kantone 
Das Departement kann im Einverständnis mit den Kantonen festlegen, dass öffent-
lichrechtliche Angestellte der Kantone unter der Leitung des Bundesamtes Entschei-
de zuhanden des Bundesamtes vorbereiten. 

Art. 31a (neu) Entscheide des Bundesamtes 
1 Das Bundesamt tritt in der Regel auf Asylgesuche nicht ein, wenn Asylsuchende: 
a.  in einen sicheren Drittstaat nach Artikel 6a Absatz 2 Buchstabe b zurückkehren 
können, in welchem sie sich vorher aufgehalten haben; 
b.  in einen Drittstaat ausreisen können, welcher für die Durchführung des Asyl- und 
Wegweisungsverfahrens staatsvertraglich zuständig ist, 
c. in einen Drittstaat zurückkehren können, in welchem sie sich vorher aufgehalten 
haben; 
d. in einen Drittstaat weiterreisen können, für welchen sie ein Visum besitzen und in 
welchem sie um Schutz nachsuchen können; 
e. in einen Drittstaat weiterreisen können, in dem Personen, zu denen sie enge Be-
ziehungen haben, oder nahe Angehörige leben. 
2 Absatz 1 Buchstaben c bis e findet keine Anwendung, wenn Hinweise bestehen, 
dass im Einzelfall im Drittstaat kein effektiver Schutz vor Rückschiebung nach 
Artikel 5 Absatz 1 besteht.  
3 Das Bundesamt tritt auf Gesuche nicht ein, welche die Voraussetzungen von Arti-
kel 18 nicht erfüllen. Dies gilt namentlich, wenn das Asylgesuch ausschliesslich aus 
wirtschaftlichen oder medizinischen Gründen eingereicht wird.  
4 In den übrigen Fällen lehnt es das Asylgesuch ab, wenn die Flüchtlingseigenschaft 
weder bewiesen noch glaubhaft gemacht worden ist oder ein Asylausschlussgrund 
nach den Artikeln 52 bis 54 vorliegt.  

Art. 32 bis 35a  
Aufgehoben 
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Art. 36 Verfahren vor Entscheiden  
1 Bei Nichteintretensentscheiden nach Artikel 31a Absatz 1 wird der asylsuchenden 
Person das rechtliche Gehör gewährt. Dasselbe gilt, wenn die asylsuchende Person: 
a. die Behörden über ihre Identität täuscht und diese Täuschung aufgrund der Ergeb-
nisse der erkennungsdienstlichen Behandlung oder anderer Beweismittel feststeht; 
b. ihr Gesuch massgeblich auf gefälschte oder verfälschte Beweismittel abstützt; 
c. ihre Mitwirkungspflicht schuldhaft auf andere Weise grob verletzt.  
2 In den übrigen Fällen findet eine Anhörung nach Artikel 29 statt.  

Art. 37 Abs. 1 und 2, Abs. 3 (aufgehoben) 
1 Nichteintretensentscheide sind in der Regel innerhalb von fünf Arbeitstagen nach 
der Gesuchstellung zu treffen.  
2 In den übrigen Fällen sind Entscheide in der Regel innerhalb von zehn Arbeitsta-
gen nach der Gesuchstellung zu treffen. 
3 Aufgehoben 

Art. 37a (neu) Begründung 
Nichteintretensentscheide sind summarisch zu begründen. 

Art. 38 
Aufgehoben 

Art. 39  Gewährung vorübergehenden Schutzes  
Wird aufgrund der Befragung in einem Empfangs- und Verfahrenszentrum oder der 
Anhörung offenkundig, dass Asylsuchende zu einer Gruppe Schutzbedürftiger nach 
Artikel 66 gehören, so wird ihnen vorübergehender Schutz gewährt. 

Art. 40 
Aufgehoben 

Art. 41 
Aufgehoben 

Art. 76 Abs. 3 
3 Ergeben sich aufgrund des rechtlichen Gehörs Hinweise auf eine Verfolgung, so 
findet eine Anhörung nach Artikel 29 statt.  
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Art. 78 Abs. 4 
4 Soll der vorübergehende Schutz widerrufen werden, so findet in der Regel eine 
Anhörung nach Artikel 29 statt. 

Art. 80 Abs. 1 
1 Die Zuweisungskantone gewährleisten die Sozialhilfe oder die Nothilfe für Perso-
nen, die sich gestützt auf dieses Gesetz in der Schweiz aufhalten. Für Personen, die 
keinem Kanton zugewiesen wurden, wird die Nothilfe von dem Kanton gewährt, der 
für den Vollzug der Wegweisung als zuständig bezeichnet worden ist. Die Kantone 
können die Erfüllung dieser Aufgabe ganz oder teilweise Dritten übertragen. 

Art. 94 (neu) Sachüberschrift, Abs. 1, 2 und 3 
Bundesbeiträge für die Verfahrens- und Chancenberatung 
1 Der Bund richtet Beiträge an Dritte für die Verfahrens- und Chancenberatung aus 
(Art. 17 Abs. 4).   
2 Der Bundesrat legt die Höhe der pauschalen Beiträge und die Voraussetzungen für 
deren Ausrichtung fest.  
3 Die Ausrichtung der Beiträge erfolgt im Rahmen von öffentlich-rechtlichen Leis-
tungsverträgen.  

Art. 108 Abs. 1 und 2  
1 Die Beschwerde ist innerhalb von fünfzehn Tagen, die Beschwerde gegen Zwi-
schenverfügungen innerhalb von zehn Tagen seit Eröffnung der Verfügung einzurei-
chen. 
2 Die Beschwerdefrist beträgt bei Entscheiden nach Artikel 23 Absatz 1 und bei 
Nichteintretensentscheiden fünf Arbeitstage.  

Art. 109 Abs. 1, 2 (aufgehoben) und 4 
1 Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über Beschwerden gegen Verfügungen 
nach den Artikeln 23 Absatz 1 und Nichteintretensentscheiden in der Regel inner-
halb von fünf Arbeitstagen. 
2 Aufgehoben 
4 In den übrigen Fällen entscheidet es über Beschwerden in der Regel innerhalb von 
20 Tagen. 

Art. 110 Abs. 1 
1 Die Nachfrist für die Verbesserung der Beschwerde beträgt zehn Tage, bei Be-
schwerden gegen Nichteintretensentscheide und Entscheide nach Artikel 23 Absatz 
1 drei Tage.  
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II 

Die Änderung bisherigen Rechts wird im Anhang geregelt. 

III 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 
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Anhang 
(Ziff. II) 

 
Änderung bisherigen Rechts 
Das Bundesgesetz vom 16. Dezember 2005 über die Ausländerinnen und Ausländer 
(AuG)3 wird wie folgt geändert: 
 

Art. 76 Abs. 1 Bst. b Ziff. 1, 2 (aufgehoben) und 5 
1 Wurde ein erstinstanzlicher Weg- oder Ausweisungsentscheid eröffnet, so kann die 
zuständige Behörde die betroffene Person zur Sicherstellung des Vollzugs: 
b. in Haft nehmen, wenn: 
1. Gründe nach Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe a, b, c, f, g oder h vorliegen, 
2. Aufgehoben 
5. auf das Asylgesuch nicht eingetreten wurde, der Wegweisungsentscheid in einem 
Empfangs- und Verfahrenszentrum eröffnet wird und der Vollzug der Wegweisung 
absehbar ist. 
 
 

... Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

 Der Bundespräsident: Hans-Rudolf Merz 
 Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova 

  

3  SR 142.20 
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